
Botschaftsasyl  
 
Wieso dieses Projekt? 
2022 waren weltweit über 100 Millionen Menschen auf der Flucht. In der Schweiz wurden über 
das ganze Jahr 24 511 Asylgesuche gestellt. Die meisten dieser Menschen stammen aus 
Afghanistan, der Türkei, der Ukraine, Eritrea oder Syrien. Wie so oft handelt es sich bei den 
Fluchtursachen um Krieg und Gewalt, die Menschen dazu zwingen, ihre Heimat zu verlassen. 
Dabei nehmen sie illegale Fluchtrouten auf sich, um einen Asylantrag in der Schweiz stellen 
zu können und ihr Leben und dieses ihrer Liebsten zu schützen.  
 
Mit dem Botschaftsasyl wurde im Jahr 2013 eine der einzigen Möglichkeiten, um sichere 
Fluchtwege in die Schweiz zu bieten, abgeschafft. Das Botschaftsasyl folgt einer praktischen 
Logik: Wer fliehen muss, kann sich bei der Botschaft eines Landes melden, in das er oder sie 
möchte. Wenn ein Asylgrund nach dem Asylgesetz, das sich an der Genfer 
Flüchtlingskonvention orientiert, gegeben ist, wird das Gesuch bewilligt oder nicht. Somit 
müssen die Menschen keine risikoreiche und kostenintensive Flucht auf sich nehmen, um in 
der Schweiz erst einen Antrag auf Asyl stellen zu können.  
 
Heute können Schutzsuchende bei den Schweizer Behörden humanitäre Visa beantragen. In 
der Praxis zeigt sich nun aber, dass die Vergabe dieser Visa sehr restriktiv gehandhabt und 
durch formale Hürden erschwert wird. Die Vergabe ist zudem an offen formulierte Kriterien 
gebunden, die dem Staatssekretariat für Migration einen grossen Ermessensspielraum lassen. 
Die Visa werden aus humanitären Gründen für 90 Tage erteilt, damit die Person einreisen und 
während des Aufenthalts in der Schweiz ein Asylgesuch stellen kann. Verschiedene NGOs 
und Parteien fordern deshalb die Wiedereinführung des Botschaftsasyl. Im Parlament wurden 
in den letzten Jahren mehrere Vorstösse dazu abgelehnt. Derzeit sieht es nicht so aus, dass 
eine Partei oder NGO im Bereich Migration/Menschenrechte den Willen oder die Ressourcen 
hat, um die Hauptverantwortung für ein solches Projekt zu übernehmen.  
 
Was ist das Ziel? 
Menschen, die Schutz vor Krieg und Gewalt suchen, sollten Anspruch auf ein faires 
Asylverfahren haben. Heute setzen zahlreiche Asylsuchende ihr Leben aufs Spiel zu setzen 
oder tragen horrende Kosten, um überhaupt Zugang zu einem Asylverfahren zu erhalten. Um 
ein faires Asylverfahren zu gewährleisten, sollte der Zugang niederschwelliger angesetzt sein.  
Abgesehen davon, dass die Schweiz mit dreckigen Geschäften Kriege mitfinanziert und 
befördert, kommt ihr mit ihrer humanitären Tradition und als Depositarstaat der Genfer 
Konventionen eine besondere Verantwortung zu, für die Rechte dieser Menschen einzustehen 
und etwas gegen die aktuell katastrophale Situation von zahlreichen Asylsuchenden zu 
unternehmen.  
 
Wieso sollte sich die GSoA diesem Projekt annehmen? 
Für die GSoA würde eine Initiative zum Botschaftsasyl Gelegenheit bieten, sich in einem bisher 
eher am Rande thematisierten Bereich als relevante Akteurin zu positionieren und die 
Zusammenhänge zwischen Krieg und Migration zu beleuchten. Krieg gehört zu den häufigsten 
Fluchtursachen. Spannende Themen, die in diesem Zusammenhang behandelt werden 
könnten, wären, welche Rolle die Schweiz bei der Finanzierung von Kriegen spielt, wie sie sie 
anheizt und weshalb sie deshalb mit dem Botschaftsasyl in der Migrationspolitik endlich mehr 
Verantwortung übernehmen muss. Zudem würde es sich anbieten, neue Bündnisse mit 
migrationspolitischen Organisationen und Bewegungen zu schliessen und antimilitaristische 
Forderungen im Kontext der Migrationspolitik zu platzieren.   
 
Was sind die konkreten Forderungen?  
Die Initiative fordert die Wiedereinführung des Botschaftsasyl. Dabei würde es sich um eine 
allgemeine Wiedereinführung handeln. Die Wiedereinführung z.B. nur für russische 
Kriegsgegner*innen ergibt im Rahmen einer Volksinitiative wenig Sinn. Eine Eingrenzung 
macht in einem spezifischen Kontext wie einer Petition oder einem offenen Brief, in dem sie 



einen Aktualitätsbezug o.ä. aufweist, mehr Sinn. Eine Initiative ist aufwendiger und 
langwieriger. In diesem Rahmen und auch aus Allianz-Gründen sollten wir uns für eine 
allgemeine Wiedereinführung des Botschaftsasyls einsetzen, das für alle schutzbedürftigen 
Menschen gilt.  Die Kampagne rund um die Initiative bietet zusätzlich eine gute Gelegenheit, 
um auf die Zusammenhänge zwischen Krieg und Flucht einzugehen. Das Ziel wäre eine breite 
Allianz aus zivilgesellschaftlichen Organisationen, kirchlichen Organisationen oder Parteien, 
bei der die GSoA die Hauptverantwortung für das Projekt tragen würde. 


